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1.   Bundesregierung beschließt verbraucher-
schützende Änderungen im Darlehensrecht

Die Bundesregierung hat am 18.11.2020 den vom Justizministerium 
vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Verbraucher-
darlehensrechts zur Umsetzung der Vorgaben aus zwei Urteilen des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) beschlossen.

Nach den Änderungen soll ein Darlehensnehmer bei vorzeitiger 
Rückzahlung ein Recht auf Ermäßigung der Gesamtkosten des 
Darlehens entsprechend der verbleibenden Laufzeit des Vertrages 
haben. Der EuGH hatte entschieden, dass diese Ermäßigung auch 
laufzeitunabhängige Kosten – dies sind beispielsweise Entgelte der 
Banken für eine einmalig erbrachte Leistung – umfasst.

Über das einem Verbraucher zustehende 14-tägige Widerrufsrecht 
hat der Kreditgeber im Vertrag zu informieren. Damit die 14-tägige 
Widerrufsfrist beginnt, müssen die Kreditgeber insbesondere wich-

tige gesetzliche Pfl ichtangaben an die Verbraucher übermitteln. 
Derzeit werden Darlehensnehmer hierbei zum Teil auf die maßgeb-
lichen Bestimmungen im Gesetzestext verwiesen. Die Änderungen 
sehen vor, dass der Kreditgeber künftig alle notwendigen Pfl ichtan-
gaben direkt in der Widerrufsinformation aufzählen muss. Durch den 
Abgleich mit den vorgelegten Unterlagen können Verbraucher dann 
feststellen, ob und wann die Widerspruchsfrist zu laufen begonnen 
hat, ohne noch einmal im Gesetz nachschauen zu müssen.

2.  Kündigung eines Bankdarlehens 
aus wichtigem Grund

Wenn in den Vermögensverhältnissen des Darlehensnehmers oder 
in der Werthaltigkeit einer für das Darlehen gestellten Sicherheit 
eine wesentliche Verschlechterung eintritt oder einzutreten droht, 
durch die die Rückzahlung des Darlehens, auch unter Verwertung 
der Sicherheit, gefährdet wird, kann der Darlehensgeber den Dar-
lehensvertrag vor Auszahlung des Darlehens im Zweifel stets nach 
Auszahlung fristlos kündigen. Ein Überschreiten dieser Wesentlich-
keitsgrenze kann jedoch erst dann angenommen werden, wenn die 
Prognose ergibt, dass die drohende oder eingetretene wirtschaft-
liche Verschlechterung nicht nur vorübergehend ist.

Neben der Prüfung der Vermögensverhältnisse hat auch eine Über-
prüfung der vereinbarten Sicherheiten vor dem Hintergrund zu er-
folgen, ob auch bei der Verwertung dieser Sicherheiten der Anspruch 
der Bank gefährdet ist. Ergibt diese Überprüfung, dass auf Dauer 
keine Gefahr für die Werthaltigkeit der Sicherheiten besteht, kann 
der Darlehensvertrag nicht gekündigt werden.

3.   Update-Pfl ichten für Verkäufer 
von digitalen Geräten

Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Warenkaufrichtlinie soll eine 
Update-Pfl icht für Verkäufer von digitalen Produkten eingeführt 
werden, die diese Produkte an Verbraucher verkaufen. Ziel ist eine 
dauerhafte Funktionstüchtigkeit und IT-Sicherheit von digitalen 
Gütern zu gewährleisten. Der Entwurf sieht insbesondere folgende 
Änderungen vor:
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 » Für Produkte mit digitalen Elementen, die ein Verbraucher von 
einem Händler erwirbt, wird eine Aktualisierungsverpfl ichtung 
(„Updates“) eingeführt.

 » Für Sachen, für die eine dauerhafte Bereitstellung digitaler Ele-
mente vereinbart ist, muss der Verkäufer z. B. dafür Sorge tra-
gen, dass die in der Sache integrierten digitalen Elemente wäh-
rend des Bereitstellungszeitraums mangelfrei sind und bleiben. 

 » Bei Kaufverträgen mit Verbrauchern wird die Vermutung, dass 
ein Mangel der Kaufsache bereits beim Kauf vorlag, von sechs 
Monaten auf ein Jahr verlängert.

 » Eine Garantieerklärung wird dem Verbraucher zukünftig auf 
einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung gestellt. Aus der 
Garantieerklärung muss zudem deutlich hervorgehen, dass eine 
Garantie die daneben bestehenden Gewährleistungsrechte un-
berührt lässt und die Inanspruchnahme der gesetzlichen Rechte 
unentgeltlich ist.

4.  Überprüfung von Prämiensparverträgen

Bei Prämiensparverträgen handelt es sich um eine langfristige Spar-
form mit gleichbleibender Sparleistung, aber einem variablen Zins-
satz. Je nach Vertragslaufzeit erhalten die Verbraucher neben dem 
Zins oftmals noch eine zusätzliche Prämie. Die meisten Kreditinsti-
tute verwenden in ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) 
eine sog. „Zinsanpassungsklausel“. 

Diese erlaubt es ihnen, über Änderungen bei der Verzinsung un-
begrenzt einseitig entscheiden zu können. Eine solche Zinsanpas-
sungsklausel ist jedoch rechtlich unwirksam, entschied der Bun-
desgerichtshof (BGH) bereits 2004. Wie mit der Klausel in den 
entsprechenden Verträgen weiter verfahren werden soll, erklärte der 
BGH allerdings nicht. Nun hat das Oberlandesgericht Dresden (OLG) 
auf eine entsprechende Musterklage reagiert und Hinweise auf die 
weitere Verfahrensweise gegeben. 

Nach Ansicht des OLG müssen sich die Zinsen an einem angemes-
senen, langfristigen und öffentlich zugänglichen Referenzzinssatz 
orientieren und eine monatliche Anpassung muss möglich sein. 
Angemessen wäre beispielsweise die 9- bis 10-jährige Zeitreihe der 
Deutschen Bundesbank.

Bitte beachten Sie: Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht empfi ehlt Verbrauchern solche Prämiensparverträge über-
prüfen zulassen. Sie hatte die Kreditinstitute bereits Anfang 2020 
aufgefordert auf die betroffenen Kunden zuzugehen, um jeweils eine 
rechtlich wirksame Lösung zu fi nden. Betroffene Verbraucher sollten 
ihre Bank aufsuchen, sich dort die verwendete Klausel erläutern las-
sen, um anschließend deren Wirksamkeit prüfen zu können. Ggf. ist 
hier eine rechtliche Beratung sinnvoll.

5.  Keine Haftungserleichterung für Bank 
beim kontaktlosen Zahlen

Neu ausgegebene Bankkarten sind häufi g mit einer Nahfeldkommu-
nikationsfunktion (NFC-Funktion) – „kontaktlose Zahlungsfunktion“ 
– ausgestattet. Diese Funktion wird i. d. R. bei der ersten Benutzung 
der Karte durch den Kunden automatisch aktiviert und ermöglicht 
die kontaktlose Bezahlung von Kleinbeträgen ohne die Karte in ein 
Zahlungsterminal einführen und einen PIN-Code eingeben zu müs-
sen. Bei der Bezahlung von höheren Beträgen ist jedoch die Authen-
tifi zierung durch PIN-Code erforderlich.

Nun hatte der Europäische Gerichtshof (EuGH) zu klären, wie es mit 
der Haftung bei dem Verlust einer solchen Karte aussieht. Die Rich-
ter des EuGH entschieden, dass das kontaktlose Zahlen ein anony-
misiertes Zahlungsinstrument ist und somit der Bank grundsätzlich 
Haftungserleichterungen ermöglicht. Meldet ein Kunde jedoch den 
Verlust oder die missbräuchliche Verwendung einer Bankkarte, dür-
fen ihm keine negativen fi nanziellen Folgen entstehen. Etwas anders 
gilt, wenn er in betrügerischer Absicht gehandelt hat.

6.  Verbindung zwischen Mietverhältnis 
über Wohn- und Geschäftsraum

In einem Fall aus der Praxis wurden von einem Mieter mit einem 
„Wohnungs-Einheitsmietvertrag“ Räumlichkeiten im 1. Oberge-
schoss zu Wohnzwecken und die im Erdgeschoss vorhandenen Räu-
me mit einem „Mietvertrag für gewerbliche Räume“ zur Nutzung als 
Kanzlei angemietet. Beide Verträge enthielten eine Klausel, wonach 
die Mietverträge jeweils aneinander gebunden waren. Das Gewerbe-
mietverhältnis wurde im Juli 2017 vom Vermieter gekündigt. 

Grundsätzlich gilt, dass dann, wenn der Mieter die Räumlichkeiten 
vereinbarungsgemäß sowohl zu Wohn- als auch zu Gewerbezwe-
cken nutzen kann, ein Mischraummietverhältnis vorliegt. Es kommt 
dabei nicht darauf an, ob der Mieter einen bestimmten Teil der 
Räumlichkeiten ausschließlich gewerblich nutzt und in dem anderen 
ausschließlich wohnt (z. B. Gaststätte mit Wirtewohnung) oder ob 
er die Räume in ihrer Gesamtheit sowohl zum Wohnen als auch zu 
Gewerbezwecken nutzt. Folge dieses einheitlichen Rechtsverhält-
nisses ist, dass dieses auch nur insgesamt gekündigt werden kann. 
Die Kündigung des Vermieters im o. g. Fall war deshalb unwirksam.

7.  Angabe in Maklerexposé ist keine 
 Beschaffenheitsgarantie

Die Angabe in einem Maklerexposé, ein Gebäude sei „mit wenigen 
Handgriffen bereit, neue Besitzer zu beherbergen“, stellt keine Be-
schaffenheitsgarantie bezüglich des Wohn- und Sanierungsstan-
dards dar. Enthält der notarielle Kaufvertrag keine Angaben zur ge-
schuldeten Beschaffenheit eines Grundstücks, kann der Käufer nicht 
davon ausgehen, dass der Verkäufer eine solche vereinbaren wollte. 

Zwar gehören nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch zur Sollbeschaf-
fenheit einer Kaufsache auch Eigenschaften, die der Käufer nach den 
öffentlichen Äußerungen des Verkäufers oder seines Gehilfen erwar-
ten darf. Dazu zählen auch Angaben in einem vom Verkäufer selbst 
oder von einem Makler erstellten Exposé. 

Die Annahme eines Sachmangels wegen des Fehlens einer Eigen-
schaft der Kaufsache, die der Käufer erwarten kann, setzt nicht 
voraus, dass diese Eigenschaft in dem notariellen Kaufvertrag Er-
wähnung fi ndet. Das vom Makler erstellte Verkaufsexposé enthält 
aber keine Beschaffenheitsangabe oder -garantie in diesem Sinne, 
die zu einer Haftung des Maklers für die vom Hauskäufer nach dem 
Erwerb des Grundstücks ausgeführten Putz- und Elektrikarbeiten 
führen kann.

Bei der o. g.  Angabe in dem Exposé handelt es sich lediglich um eine 
allgemeine Anpreisung des Gebäudes ohne konkreten oder näher 
bestimmbaren Aussagegehalt. Es kann nicht als konkret defi nierte 
Zustandsbeschreibung verstanden werden, mit dem Inhalt, dass 
grundsätzlich keine Renovierungs- und Sanierungsarbeiten am Ge-
bäude zur Erreichung eines modernen Wohnstandards mehr erfor-
derlich sind. So enthält das Verkaufsexposé u. a. den ausdrücklichen 
Hinweis darauf, dass der Zustand des 1920 errichteten Gebäudes 
renovierungsbedürftig ist.



8.  Bundesrat billigt Verbraucherentlastung 
bei Inkassokosten

Das Gesetz zur Verbesserung des Verbraucherschutzes im Inkas-
sorecht und zur Änderung weiterer Vorschriften wurde im Bundes-
gesetzblatt verkündet und trat am 1.1.2021 in Kraft.

Gebührensenkung: Schuldner werden künftig dann entlastet, wenn 
sie die Forderung direkt nach einem ersten Mahnschreiben beglei-
chen oder nur mit kleineren Beträgen von bis zu 50 € im Verzug sind. 
Eine Kostenbegrenzung gibt es in Zukunft auch in den Fällen, in de-
nen Gläubiger parallel Inkassofi rmen und zugleich Anwaltskanzleien 
beauftragen.

Zahlungsvereinbarungen: Verbraucher werden besser über die beim 
Abschluss von Zahlungsvereinbarungen entstehenden Kosten und 
die Tragweite von Schuldanerkenntnissen aufgeklärt. Inkassounter-
nehmen müssen z. B. in Textform darauf aufmerksam machen, dass 
man sich bei einem Anerkenntnis nicht mehr auf die Verjährung ei-
ner Forderung berufen kann.

9.  Geschäftsführervertrag – 
     freies Dienstverhältnis

Der Geschäftsführer einer GmbH wird für diese in aller Regel auf der 
Grundlage eines freien Dienstvertrags, nicht eines Arbeitsvertrags, 
tätig. Auch gegenüber einem Geschäftsführer als freien Dienstneh-
mer steht der Gesellschaft ein unternehmerisches Weisungsrecht 
zu. Eine Weisungsgebundenheit des GmbH-Geschäftsführers, die so 
stark ist, dass sie auf einen Status als Arbeitnehmer schließen lässt, 
kommt allenfalls in extremen Ausnahmefällen in Betracht.

Das Anstellungsverhältnis wandelt sich auch nicht ohne Weiteres 
durch den Verlust von zuvor übertragenen Geschäftsführeraufgaben 
in ein Arbeitsverhältnis um. Das kommt allerdings dann in Betracht, 
wenn der Geschäftsführer bei der Ausübung seiner verbliebenen Tä-
tigkeiten einem Weisungsrecht der Gesellschaft unterliegt.

Dementsprechend gelten bei der Kündigung eines Geschäftsführer-
dienstvertrags andere Vorgaben als für einen Arbeitsvertrag. Wird 
beispielsweise die Vergütung nach Monaten bemessen, ist die Kün-
digung spätestens am 15. eines Monats für den Schluss des Kalen-
dermonats möglich und bei einer Vergütung, die nicht nach Zeitab-
schnitten bemessen wird, jederzeit.

10.  Keine rechtzeitige Fertigstellung bei Angabe 
des Herstellungstermins im Vertrag

Aufgrund der zur Zeit niedrigen Darlehnszinsen liebäugeln viele mit 
dem Erwerb eines eigenen Hauses oder einer eigenen Wohnung. Die 
Richter des Oberlandesgerichts Oldenburg (OLG) hatten in einem 
Fall aus der Praxis zu entscheiden, in dem die beiden Vertragspart-
ner über eine im notariellen Kaufvertrag festgehaltene Frist, bis zu 
der das Objekt hergestellt werden sollte, unterschiedlicher Meinung 
waren. Der Käufer ging davon aus, dass das gesamte Objekt inklu-
sive Außenanlagen zu diesem Termin fertiggestellt sein muss. Der 
Verkäufer war der Auffassung, dass es ausreicht, wenn der Käufer 
einziehen kann. 

Die Richter des OLG betonten, dass es immer auf den individuellen 
Vertrag ankommt. Im vorliegenden Fall ergab die Vertragsauslegung, 
dass es bei dem verabredeten Datum auf die Bezugsfertigkeit der 
Wohnung ankommt und nicht auf die vollständige Fertigstellung 
des gesamten Objekts. Die Wohnung muss dazu mit Ausnahme von 
Mängeln, die nicht die Sicherheit des Wohnens beeinträchtigen, 

und mit Ausnahme der Außenanlagen fertiggestellt sein. Denn die 
Vereinbarung einer Frist hat insbesondere den Sinn, dass sich der 
Bauherr auf einen Einzugstermin einstellen kann.

Es besteht also Schadensersatz für die Zeit zwischen dem verab-
redeten Termin und der Bezugsfertigkeit. Dafür, dass nach der Be-
zugsfertigung der Wohnung an dem Gesamtobjekt noch Arbeiten 
vorzunehmen sind, besteht kein Schadensersatzanspruch.

11.  Vergleichsentgelt – Vermutung der 
 Benachteiligung wegen des Geschlechts

Nach dem Entgelttransparenzgesetz (EntgTranspG) haben Beschäf-
tigte zur Überprüfung der Einhaltung des Entgeltgleichheitsgebots 
einen Auskunftsanspruch gegenüber dem Arbeitgeber zur Entloh-
nung von Arbeitnehmer mit der gleichen oder gleichwertigen Tätig-
keit. Der Anspruch bezieht sich auf das durchschnittliche monatliche 
Bruttoentgelt und auf bis zu zwei einzelne Entgeltbestandteile.

Klagt eine Frau auf gleiches Entgelt für gleiche oder gleichwertige 
Arbeit, begründet der Umstand, dass ihr Entgelt geringer ist als das 
vom Arbeitgeber nach dem EntgTranspG mitgeteilte Vergleichsent-
gelt der männlichen Vergleichsperson, regelmäßig die – vom Arbeit-
geber widerlegbare – Vermutung, dass die Benachteiligung beim 
Entgelt wegen des Geschlechts erfolgt ist.

12. Beschäftigung von Leiharbeitnehmern bei 
betriebsbedingter Kündigung eines Stamm-
arbeitnehmers

Die betriebsbedingte Kündigung von Stammarbeitnehmern ist we-
gen alternativer Beschäftigungsmöglichkeiten unwirksam, wenn der 
Arbeitgeber Leiharbeitnehmer beschäftigt, mit denen er ein nicht 
schwankendes, ständig vorhandenes (Sockel-)Arbeitsvolumen ab-
deckt. Dieses entschieden die Richter des Landesarbeitsgerichts Köln 
(LAG) am 2.9.2020.

Den Richtern des LAG lag dazu folgender Sachverhalt vor: Ein Au-
tomobilzulieferer beschäftigte neben 106 Arbeitnehmern auch 
Leiharbeitnehmer. Weil ein Auftraggeber das Volumen seiner Au-
toproduktion reduzierte, sprach der Zulieferer wegen des dadurch 
bei ihm entstehenden Personalüberhangs fünf Stammarbeitnehmern 
betriebsbedingte Kündigungen aus. In den knapp zwei Jahren vor 
Ausspruch der Kündigungen wurden sechs Leiharbeitnehmer fort-
laufend mit nur wenigen Unterbrechungen (etwa zum Jahresende 
oder während der Werksferien) im Betrieb eingesetzt.

Die Kündigungsschutzklagen hatten Erfolg. Die Richter führten in 
ihrer Begründung aus, dass die gekündigten Arbeitnehmer auf den 
Arbeitsplätzen der Leiharbeitnehmer hätten weiterbeschäftigt wer-
den können. Diese sind als freie Arbeitsplätze anzusehen. Leiharbeit-
nehmer, die fortlaufend beschäftigt würden, sind nicht als Perso-
nalreserve zur Abdeckung von Vertretungsbedarf im Unternehmen 
eingesetzt.

13.  Darlegungslast bei Überstundenvergütung

Die Vergütung von Überstunden setzt zum einen voraus, dass der 
Arbeitnehmer diese tatsächlich geleistet hat, und zum anderen, dass 
die Überstunden vom Arbeitgeber angeordnet, gebilligt oder gedul-
det worden oder jedenfalls zur Erledigung der geschuldeten Arbeit 
notwendig gewesen sind. Für beide Voraussetzungen – einschließ-
lich der Anzahl geleisteter Überstunden – trägt der Arbeitnehmer die 
Darlegungs- und Beweislast.



So entschieden die Richter des Landesarbeitsgerichts Mecklenburg-
Vorpommern am 20.10.2020, dass ein Kraftfahrer, dem vom Arbeit-
geber bestimmte Touren zugewiesen werden, seiner Darlegungslast 
bereits dadurch genügen kann, dass er vorträgt, an welchen Tagen er 
welche Tour wann begonnen und wann beendet hat. Im Rahmen der 
gestuften Darlegungslast ist es dann Sache des Arbeitgebers, unter 
Auswertung seiner eigenen Aufzeichnungen, zu denen er nach dem 
Arbeitszeitgesetz verpfl ichtet ist, substantiiert darzulegen, an wel-
chen Tagen der Arbeitnehmer aus welchen Gründen im geringeren 
zeitlichen Umfang als von ihm behauptet gearbeitet haben muss.

14.  Vergütung von Bereitschaftszeiten
 

Arbeitsbereitschaft ist ebenso wie Bereitschaftsdienst eine vergü-
tungspfl ichtige Arbeitsleistung. Der Bereitschaftsdienst muss aber 
nicht wie Vollarbeit vergütet werden. Die Arbeitsvertragsparteien 
können für diese Sonderform der Arbeit ein geringeres Entgelt als 
für Vollarbeit vereinbaren.

Dies gilt auch dann, wenn der Bereitschaftsdienst zusammen mit 
der regulären Arbeitszeit die wöchentliche Höchstarbeitszeit des 
Arbeitszeitgesetzes überschreitet. Bereitschaftsdienst, den der Ar-
beitgeber nicht hätte anordnen dürfen und den der Arbeitnehmer 
dennoch leistet, bleibt Bereitschaftsdienst und wird nicht etwa von 
selbst zu voller Arbeitsleistung mit einem entsprechenden Vergü-
tungsanspruch. Hat die Ableistung der Bereitschaftsdienste gegen 
öffentlich-rechtliche Arbeitsschutzvorschriften verstoßen und wa-
ren die zugrundeliegenden Anordnungen nichtig, führt dies nicht zur 
Nichtigkeit der Vergütungsvereinbarung.

Die Vorschriften zur Arbeitszeit, den Ruhepausen, zur Ruhezeit usw. 
dienen dem Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer und sollen ihn vor 
einer die Gesundheit gefährdenden Überbeanspruchung bewahren. 
Eine angemessene Vergütung der Arbeit wollen sie dagegen nicht 
sicherstellen. Dem Ziel des Gesundheitsschutzes steht es grund-
sätzlich entgegen, fi nanzielle Anreize für eine Überschreitung der 
Arbeitszeitgrenzen zu setzen, indem beispielsweise die geringere 
Bereitschaftsdienstvergütung auf den Stundenlohn für Vollarbeit 
angehoben wird.

15.  Keine Entziehung des Pfl ichtteils

Wer gesetzlicher Erbe ist – also zum Beispiel die Kinder des Erblas-
sers –, aber vom Erblasser enterbt wird, kann grundsätzlich immer 
noch den sogenannten Pfl ichtteil beanspruchen. Der Pfl ichtteil ist 
halb so groß wie der gesetzliche Erbteil. Wenn der Erblasser also nur 
ein Kind hinterlässt, das nach der gesetzlichen Erbfolge Alleinerbe 
wäre, kann es im Falle der Enterbung immer noch die Hälfte des 
Erbes beanspruchen.

Dieser Grundsatz gilt aber nicht uneingeschränkt. Nach dem Gesetz 
kann der Pfl ichtteil entzogen werden, wenn der potenzielle Erbe 
sich einer schweren Straftat gegen den Erblasser oder eine diesem 
nahestehende Person schuldig macht – ohne dass eine mehrjährige 
Freiheitsstrafe verhängt werden muss – oder wenn er seine Unter-
haltspfl ichten gegenüber dem Erblasser böswillig verletzt.

16.  Förderzeitraum für Baukindergeld 
bis 31.3.2021 verlängert

Mit dem Baukindergeld fördert das Bundesministerium des In-
nern, für Bau und Heimat seit September 2018 den Bau oder Kauf 
von selbstgenutztem Wohneigentum für Familien mit Kindern in 
Deutschland.

Familien können 10 Jahre lang jährlich 1.200 € Baukindergeld je 
Kind erhalten. Einen Antrag auf Baukindergeld können Familien stel-
len, die zwischen dem 1.1.2018 und dem 31.3.2021 (ursprünglich: 
31.12.2020), ihren Kaufvertrag unterzeichnet bzw. eine Baugeneh-
migung erhalten haben. 

Hintergrund der Verlängerung ist, dass Familien mit Kindern, die 
Baukindergeld beantragen, bestimmte Fristen einhalten müssen, um 
Anspruch auf die Förderung zu erhalten. Aufgrund der Coronapan-
demie konnten diese viele Antragsteller nicht einhalten und z. B. 
ihre Baugenehmigung bzw. die Unterzeichnung des Kaufvertrags wie 
vorgesehen bis zum Jahresende 2020 erhalten. Die Antragsfrist für 
die Förderung endet jedoch unverändert am 31.12.2023.

Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2021: Januar = 106,3 
2015 = 100   2020: Dezember = 105,5; November = 105,0; Oktober = 105,9; September = 105,8; 
   August = 106,0; Juli = 106,1; Juni = 106,6; Mai = 106,0; April = 106,1; März = 105,7; 
  Februar = 105,6
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


